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Stellungnahme zum Entwurf des Hochschulzukunftsgesetzes  
 
Der vorliegende Gesetzentwurf lässt ein tiefes Misstrauen gegenüber den Hochschulen erkennen. 
Offenbar sieht die Landesregierung Bedarf an zusätzlichen direktiven Steuerungsinstrumenten. 
Diese ermöglichen zumindest erheblichen ministeriellen Einfluss auf operative Prozesse vor Ort. 
Welchen konkreten, landesseitig gesetzten Zielvorgaben i.S.d. § 6 Abs. 1 HG haben sich die 
Hochschulen in der Vergangenheit verweigert? Welche Landesinteressen drohen tatsächlich zu-
künftig nicht sachgerecht umgesetzt zu werden? Die Notwendigkeit zusätzlicher Genehmigungs-
vorbehalte, Ersatzvornahmen, Verordnungsermächtigungen etc. wurde bislang nicht anhand kon-
kreter Fehlentwicklungen aufgezeigt. Eine von den Hochschulen angemahnte Evaluation des 
Hochschulfreiheitsgesetzes ist nicht erfolgt, möglicherweise auch deshalb, weil eine solche Eva-
luation ergeben hätte, dass es keinerlei Anlass für ministerielle Eingriffe gibt. Ein funktionsfähiges, 
an gesellschaftlichen Bedarfen orientiertes Hochschulwesen erfordert eine ausgewogene Balance 
zwischen notwendiger Hochschulautonomie und staatlicher Verantwortung. Nur so lassen sich 
effiziente Prozesse vor Ort bei gleichzeitiger Sicherung berechtigter Landesinteressen und Schär-
fung eines wissenschaftlichen Gesamtprofils Nordrhein-Westfalens gewährleisten. Bedenklich 
stimmt in diesem Zusammenhang auch, die im Gesetzentwurf angelegte schwache Rolle des Par-
laments. Weitgehende Strukturentscheidungen sind der Zustimmung des Landtags entzogen. 
 
Der Referentenentwurf bricht ohne erkennbaren Grund mit einer langen von früheren Wissen-
schaftsministerinnen und -ministern initiierten und getragenen Entwicklungslinie der Ausweitung 
der funktionalen Autonomie der Hochschulen. Erinnert wird in diesem Zusammenhang etwa an die 
sogenannte Funktionalreform (1996) oder den Modellversuch Finanzautonomie, der dann zur Ein-
führung der Globalhaushalte an den nordrhein-westfälischen Hochschulen geführt hat.  
 
 
 
 
 
Teil I: Verhältnis Land-Hochschulen 
 
 
1) Landeshochschulentwicklungsplan 
 

Bereits die vom Wissenschaftsministerium vorgelegten Eckpunkte sahen einen Landeshochschul-
entwicklungsplan als neues Steuerungsinstrument vor. Die Kanzlerinnen und Kanzler der Fach-
hochschulen waren seinerzeit davon ausgegangen, dass dem Landtag bei der Formulierung  solch 
grundsätzlicher, struktureller Leitlinien für die Weiterentwicklung des Gesamtprofils des nordrhein-
westfälischen Wissenschaftssystems eine zentrale Rolle zukommen müsse. Von dieser Vorstel-
lung weicht der vorliegende Gesetzentwurf entscheidend ab. Gem. § 6 Abs. 2 HZG „beschließt das 
Ministerium auf der Grundlage vom Landtag gebilligter Planungsgrundsätze den Landeshoch-
schulentwicklungsplan“. Damit wäre dem Parlament die Mitgestaltung der endgültigen Fassung 
verwehrt. Die zentralen wissenschaftspolitischen Leitlinien würden ausschließlich von der Ministe-
rialbürokratie vorgegeben. Als bewährtes Beispiel für eine stärkere parlamentarische Beteiligung 
lässt sich die Erstellung des Landesentwicklungsplanes, dem zentralen Planungsinstrument der 
Raumordnung, anführen. § 17 Abs. 2 LPlG bindet seine Verabschiedung an die Zustimmung des 
Landtags. Eine analoge Formulierung sollte auch für die Erstellung des Landeshochschulentwick-
lungsplans vorgesehen werden. 
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Struktur und Inhalt des Landeshochschulentwicklungsplans sowie der beabsichtigte Planungspro-
zess gehen aus dem Gesetzestext und der zugehörigen Gesetzesbegründung nicht eindeutig her-
vor. Während in der Begründung von einem „hoch aggregierten Niveau“  und einem „abstrakten 
Instrument“ die Rede ist, werden im Gesetzestext Detailregelungen im Sinne einer Fachaufsicht 
aufgeführt. Für eine detaillierte Stellungnahme wäre es wünschenswert, wenn parallel zum Geset-
zesentwurf  Struktur, Regelungsinhalt und Prozess der Landeshochschulentwicklungsplanung und 
dessen Einbindung in die entwicklungspolitischen Ziele des Landes durch das Ministerium vorlegt 
würden. 
 
 
 
2) Aufsichtsfunktion des Wissenschaftsministerium 
 
Im zurückliegenden Dialogprozess zwischen dem MIWF und den Hochschulen ist seitens des Mi-
nisteriums immer wieder beteuert worden, es sei keine Rückkehr zur Detailsteuerung und zur 
Fachaufsicht beabsichtigt. Faktisch kommen die Bestimmungen der §§ 76, 76a und 76b HZG in 
Verbindung mit den zahlreichen im Gesetzentwurf enthaltenen Genehmigungsvorbehalten, Ersatz-
vornahmen, Verordnungsermächtigungen und Rahmenvorgaben jedoch einer Fachaufsicht i.S.d. § 
20 Abs. 2 LOG NRW gleich. Zudem führt die Begründung zu § 76 Abs. 4 HZG aus, dass die nor-
mierten Handlungsmöglichkeiten „nicht nur“… „solche der Rechtsaufsicht, sondern“ … „solche der 
Aufsicht“ darstellen würden. Derartige Regelungen beeinträchtigen die Handlungsmöglichkeiten 
der Hochschulen und sind nicht sachgerecht.  Gerade der Abbau direktiver staatlicher Steuerungs-
instrumente hat  Entwicklungspotenzial in den Fachhochschulen freigesetzt, die Verantwortung der 
Hochschulen geschärft und die Reaktionsgeschwindigkeit aufgrund effizienterer Prozesse an den 
einzelnen Standorten unübersehbar erhöht. Leistungen der Hochschulen, beispielsweise jüngst im 
Zusammenhang mit der Bewältigung der Herausforderungen des doppelten Abiturjahrgangs, hat 
Frau Ministerin Schulze wiederholt öffentlich gewürdigt. Fehlentwicklungen, die eine breit angeleg-
te Fachaufsicht rechtfertigen würden, wurden bislang nicht benannt. Auch in der vorliegenden Ge-
setzesbegründung finden sich keine substantiellen Hinweise.   
 
Die durch das Gesetz nunmehr vorgenommene Aufteilung in eigene, gesetzlich zugewiesene und 
gemeinsame Aufgaben der Hochschulen erscheint in ihrer Zuordnung willkürlich. Insbesondere der 
Katalog der gesetzlich zugewiesenen Aufgaben widerspricht eklatant dem Prinzip einer selbstver-
walteten und autonomen Körperschaft. Durch die vorgenommene Zuordnung insbesondere der 
Personalverwaltung und der Haushalts- und Wirtschaftsangelegenheiten sowie des Rechnungs-
wesens zu den zugewiesenen Aufgaben wird in Verbindung mit dem neu geschaffenen Steue-
rungs- und Eingriffsinstrument der Rahmenvorgaben  der Grundgedanke des Hochschulfreiheits-
gesetzes ad absurdum geführt. Die Hochschulen behalten zwar nach außen hin ihren Charakter 
als selbständige Körperschaften des öffentlichen Rechts, werden aber de facto ohne ein Selbstbe-
stimmungsrecht in Haushalts-, Wirtschafts- und Personalangelegenheiten auf den Rechtsstatus 
zurückgestuft, den sie vor Inkrafttreten des aktuellen Hochschulgesetzes besessen haben.  
 
 
 
3) Rahmenvorgaben 
 
Bereits zur Anhörung des Wissenschaftsausschusses am 7. Mai 2013 haben die Fachhochschulen 
das Konzept der Rahmenvorgaben ausführlich kommentiert (vgl. Landtags-Drs. 16/702). Der Be-
griff der Rahmenvorgaben existiert in der juristischen Diskussion bislang nicht zur Kennzeichnung 
von Regelungsmechanismen im Sinne des Gesetzesentwurfs. Eine Legaldefinition des Begriffs ist 
lediglich aus dem Gesundheitsrecht (vgl. § 13 KHGG NRW) bekannt.  Diese besitzt allerdings ei-
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nen gänzlich anderen Charakter und eine andere Zielrichtung als das vom  MIWF vorgelegte Kon-
zept. Faktisch soll über § 6 Abs. 5 HZG ein völlig neues Rechtsinstrument geschaffen werden. 
Hierzu besteht keine Notwendigkeit. Stattdessen sollte auf bewährte Rechtsnormtypen zurückge-
griffen werden. Alle notwendigen Regelungstatbestände lassen sich hierüber hinreichend abbilden. 
 
Erste Vorstellungen zum Charakter von Rahmenvorgaben wurden im Herbst 2012 durch in ein 
internes Papier des MIWF deutlich. Die darin explizite Forderung über das Hochschulzukunftsge-
setz, Verwaltungsgerichte an die ministerielle Interpretation des Hauses zu binden und sich somit 
faktisch  Rahmenvorgaben einer gerichtlichen Überprüfung zu entziehen, belegt eine höchst zwei-
felhafte Denkrichtung – mindestens an der Grenze der Verfassungswidrigkeit.  
 
Es wird von ministerieller Seite behauptet, die vom Gesetzgeber im bislang geltenden Hochschul-
gesetz dem MIWF eingeräumte Zuständigkeit zum Erlass von Verwaltungsvorschriften sei im 
Streitfalle nicht wirksam. Die Hochschulen nähmen beispielsweise nur irrtümlich an, dass die Ver-
waltungsvorschriften zur Hochschulwirtschaftsführungsverordnung (HWFVO) verbindlich gelten. 
Zunächst bleibt festzustellen, dass es nach der Verfassungslogik und nach rechtsstaatlichen 
Grundsätzen nie Aufgabe der Ministerialbürokratie war, die Unwirksamkeit gesetzlicher Vorschrif-
ten verbindlich festzustellen. Die Frage, ob eine gesetzliche Vorschrift wegen Verstoßes gegen 
höherrangiges Recht unwirksam ist, obliegt nach rechtsstaatlichen Grundsätzen der Judikative und 
nicht der Exekutive. Da Rahmenvorgaben aber auch explizit für den Einzelfall erlassen werden 
können, stellen sie keineswegs nur einen funktionalen Ersatz für angeblich nicht rechtswirksame 
Verwaltungsvorschriften dar. Die Ermächtigung zum Erlass von Rahmenvorgaben würde letztlich 
einen weiten, fast unkontrollierbaren Handlungsraum der Ministerialbürokratie schaffen. Hieran 
kann der Landesgesetzgeber kein Interesse haben. Letztlich untergräbt das vom MIWF konstruier-
te Instrument die Verlässlichkeit der rechtlichen, kapazitären und ressourcenmäßigen Rahmenbe-
dingungen, in denen sich die Hochschulen bewegen, und gefährdet damit substantiell ihre Steue-
rungs- und Planungsfähigkeit. Genau diese Steuerungs- und Planungsfähigkeit hat es aber in den 
letzten Jahren ermöglicht, die bestehenden Herausforderungen zu meistern.  
 
 
 
4) Liquiditätsverbund 
 
Zur Minimierung der landesseitigen Kreditaufnahme soll ein sogenanntes Cash-Pooling eingerich-
tet werden. Jedoch erscheint die Formulierung des § 5 Abs. 3 HZG zu unpräzise und unsicher und 
geht über die vermutliche Zielrichtung hinaus. Insbesondere die Verwendung des Rücklagenbe-
griffs an dieser Stelle ist unpassend. Sie schließt etliche Tatbestände aus, deren bilanziellen Dar-
stellung keine Rücklagenbildung zur Folge hat. Nur ein Teil des bis zum Jahresende nicht veraus-
gabten Landeszuschusses fließt derzeit in eine Rücklage i.S.d. vom MIWF vorgegebenen Rückla-
genkonzepts. Die Übrigen stünden nach dem Gesetzeswortlaut zukünftig für wichtige, möglicher-
weise mit dem Land vereinbarte Projekte, die erst später für die Hochschule liquiditätswirksam 
werden, nicht mehr zur Verfügung. Bisherige Möglichkeiten einer effizienten, überjährigen Mittel-
bewirtschaftung würden somit unnötig eingeschränkt. Die Notwendigkeit dieser Flexibilität hatte 
das Land in der Vergangenheit erkannt. Mit der Einführung von Globalhaushalten sowie der kauf-
männischen Hochschulrechnungslegung wurde die Basis hierfür geschaffen. Gem. § 5 Abs. 2 HZG 
soll die Wirtschaftsführung nach doppischen Grundsätzen zukünftig verbindlich werden. Das bishe-
rige Wahlrecht entfällt.  
 
In der gegenwärtigen Fassung dürften die Vorgaben des § 5 Abs. 3 HZG zu erheblichen Umset-
zungsproblemen führen, weil die Erfordernisse des kaufmännischen Rechnungswesens und spe-
ziell die bei der Erstellung der Jahresabschlüsse zu beachtenden bilanziellen Aspekte unberück-
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sichtigt geblieben sind. Insgesamt lassen sich weder aus dem Gesetzestext noch aus der zuge-
hörigen Gesetzesbegründung die Regelungen der zukünftigen Ausgestaltung der Finanzierung 
und Wirtschaftsführung eindeutig erkennen. Es entsteht der Eindruck, dass das Ministerium zu den 
Regelungen in § 5 HZG noch kein Umsetzungs- und Verfahrenskonzept vorliegen hat. 
 
 
 
5) Mitteleinbehaltung als Sanktionsmöglichkeit 
 
Hinsichtlich der Einbehaltungsmöglichkeit von Teilen des Landeszuschusses eröffnet § 5 Abs. 3 
HZG dem MIWF einen äußerst weiten Ermessensspielraum. Die Voraussetzungen für derartige 
Eingriffe sollten näher gesetzlich bestimmt und an klare, abgestufte Kriterien gebunden werden.  
 
 
 
6) Schließung von Hochschulstandorten 
 
Nordrhein-Westfalen verfügt über eine einmalige Hochschuldichte. Sie besitzt hohe Relevanz für 
das Innovationspotential und die sozioökonomische Entwicklung des Landes. Dennoch könnten 
zukünftige demographische Entwicklungen in ihrer jeweiligen regionalen Ausprägung neue Dis-
kussionen über Schließungen einzelner Standorte auslösen. Die endgültige Entscheidung sollte 
aber entgegen den Bestimmungen des § 1 Abs. 3 HZG nicht ausschließlich der Ministerialbürokra-
tie vorbehalten sein. Hochschulstandorte werden grundsätzlich unmittelbar durch das Hochschul-
gesetz festgelegt. Es befremdet, wenn die Aufhebung solcher Standorte dagegen durch das Minis-
terium unter Ausschluss des Parlaments stattfinden können soll. Ebenfalls könnte so die Zielrich-
tung des Fachhochschulerrichtungsgesetzes 2009 durch ministerielles Handeln völlig untergraben 
werden. Die Begründung zum Gesetzentwurf, hierdurch werde die planerische Verantwortung der 
Landesregierung unterstrichen, geht an der Sache vorbei. Vielmehr sollten Standortschließungen 
aufgrund ihrer hohen struktur- und regionalpolitischen Bedeutung sie zwingend an die Zustimmung 
des Landtags gebunden werden. 
 
 
 
 
Teil II: Hochschulverfassung 
 
 
1) Aufsicht über die Wirtschaftsführung durch den Hochschulrat 
 
Gem. § 21 Abs. 1 Nr. 4 HZG nimmt der Hochschulrat zukünftig die Aufsicht über die Wirtschafts-
führung des Präsidiums wahr. Diese unterliegt jedoch gleichzeitig auch der Aufsicht des Ministeri-
ums (vgl. § 76a HZG). Eine klare Kompetenzabgrenzung fehlt im vorliegenden Gesetzentwurf. 
Ohne Klarstellung drohen Kollisionsprobleme in der alltäglichen Praxis. Zudem dürfte der erweiter-
te Arbeitsumfang des Hochschulrats nicht mehr in den turnusmäßigen Sitzungen zu bewältigen 
sein. Seinen Mitgliedern werden umfangreiche und für die Rolle unangemessene Obliegenheiten 
und Haftungsrisiken übertragen. 
 
Nach der Gesetzesbegründung soll die Aufsicht über die Wirtschaftsführung sowohl dem Parla-
ment als auch dem Landesrechnungshof eine Überprüfung der Mittelverwendung erleichtern. Es 
bleibt jedoch unklar, worin diese Erleichterung konkret liegen soll. Schließlich ist eine direkte Zuar-
beit durch den Hochschulrat im Gesetz nicht vorgesehen.  
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2) Studentisches Hochschulleitungsmitglied 
 

Ein solches Amt unterscheidet sich zwangsläufig von den übrigen Leitungsämtern. Seine Ausge-
staltung sollte daher besonders gesetzlich geregelt werden und dabei berechtigte Interessen zu-
künftiger Amtsinhaber berücksichtigen. Im Falle der Universität Rostock ist beispielsweise 2011 ein 
Rechtsstreit über den arbeitsrechtlichen Status des studentischen Prorektors entstanden (vgl. LAG 
Mecklenburg-Vorpommern, Urteil vom 21.01.2013 - 1 Sa 74/12). 
 
Die Vertretung der Präsidentin bzw. des Präsidenten i.S.d. § 18 Abs. 1 HZG sollte ausdrücklich 
nicht durch das studentische Leitungsmitglied erfolgen und dieses auch für die Hochschule nicht 
zeichnungsbefugt sein. Vielmehr sollte die Funktion auf die Einbringung einer studentischen 
Sichtweise in die Beratungen des Präsidiums gerichtet sein.  
 
 
 
3) Monokratische Hochschulleitungsstrukturen vermeiden 
 
Frühzeitig hat die Arbeitsgemeinschaft der nordrhein-westfälischen Fachhochschulkanzlerinnen 
und -kanzler kritisch Stellung zu den bedenklichen Neuregellungen der §§ 17 Abs. 1 und 25 Abs. 2 
HZG genommen (vgl. Anlage). Die Diskussionen der vergangenen Wochen zeigen, dass viele Ak-
teursgruppen – beispielsweise Beschäftigtenvertreter – diese Kritik teilen. 
 
Von der Verpflichtung, gem. §17 Abs. 1 HZG Stellen hauptamtlicher Hochschulleitungsmitglieder 
auszuschreiben sollte abgesehen werden können, wenn die Hochschulwahlversammlung die 
Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber auffordert, für eine erneute Amtszeit zu kandidieren. Eine 
vergleichbare Ausnahme sieht § 71 Abs. 2 GO für die Wiederwahl kommunaler Beigeordneter vor.  
 
 
 
4) Hochschulwahlversammlung 
 
Die Einrichtung eines solchen Gremiums stärkt hochschulinterne Partizipation. Sie berücksichtigt 
zudem in angemessener Weise  die vom Bundesverfassungsgericht aus Art. 5 Abs. 3 abgeleiteten 
Korporationsrechte der Hochschullehrerschaft. Ihr Zweck einer demokratisch getragenen Perso-
nalauswahl wird jedoch massiv untergraben, wenn sie bei der Wahl der Kanzlerin bzw. des Kanz-
lers an den Vorschlag der Präsidentin bzw. des Präsidenten gebunden ist (vgl. Anlage). 
 
 
 
 
Teil III: Hochschulpersonal 
 
 
1) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Technik und Verwaltung 
 
Bislang kennt das geltende Hochschulgesetz lediglich die Bezeichnung „Weitere Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter“. Im Sinne der Wertschätzung ist die nun in § 47 HZG vorgesehen Umbenennung 
dieser Personalkategorie überfällig. Als Dienstvorgesetzte fühlen sich die Kanzlerinnen und Kanz-
ler besonders für die Belange und Interessen der Beschäftigten in Technik und Verwaltung ver-
antwortlich.  
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2) Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an Fachhochschulen 
 
Bis heute entspricht die Personalstruktur der Fachhochschulen noch weitgehend der ihrer Grün-
dungszeit Anfang der 70er Jahre. Hohe Lehrdeputate tragen der zunehmenden Bedeutung ihres 
gesetzlichen Forschungsauftrags nicht Rechnung. Die nun in § 45 Abs. 2 HZG angelegte Möglich-
keit, wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern Lehraufgaben zu übertragen und im Ge-
genzug Lehrverpflichtungen von Professorinnen und Professoren zu reduzieren, schafft zumindest 
teilweise notwendige Freiräume für Forschungstätigkeiten. Es sollte jedoch im Gesetz ausdrücklich 
betont werden, dass die Anwendung dieser Regelung kapazitätsneutral wirkt. 
 
Für zukünftig mit Lehraufgaben betraute Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ergeben sich entspre-
chend verbesserte Eingruppierungsmöglichkeiten. Dies bedeutet, dass an Fachhochschulen mittel-
fristig mehr Stellen der Wertigkeit EG 13 TV-L entstehen dürften. Stellenprofile werden insgesamt 
breiter und letztlich attraktiver.  
 
Die Zuordnung zur Personalkategorie des § 45 HZG bedarf einer eindeutigen, aufgabenbezoge-
nen, zum WissZeitVG kongruenten Regelung. Bestehende Inkongruenzen führen in der Praxis zu 
Unsicherheiten, Konflikten oder personalvertretungsrechtlichen Streitigkeiten. Hier muss das 
Hochschulzukunftsgesetz eine für die Beschäftigten und die Dienststellen sachgerechte Lösung 
vorsehen.  
 
 
 
3) Hauptberufliche Dekanin bzw. hauptberuflicher Dekan im Beamtenverhältnis auf Zeit 
 
Mit der Leitung eines Fachbereichs geht ein hohes Maß an Verantwortung einher. Persönliche 
Anforderungen und Aufgabenprofil einer Dekanin bzw. eines Dekans haben sich spürbar gewan-
delt. Im Zuge der Professionalisierung von Fachbereichsadministrationen haben sich bundesweit 
hochschulgesetzliche Regelungen etabliert, die ermöglichen, hauptberufliche Dekaninnen bzw.  
Dekane vorzusehen. Durch die Neuregelung des § 27 Abs. 4 HZG  wird die Attraktivität solcher 
Stellen sicherlich erhöht. Sie eröffnet zudem Karriereperspektiven außerhalb der Professur. Dies 
gilt insbesondere für Beschäftigte, die in der Fachdiskussion häufig als „third space“ oder „neue 
Hochschulprofessionelle“ bezeichnet werden. Die Zuordnung des Amtes zu entsprechenden Be-
soldungsgruppen sollte das Land explizit im LBesG regeln. Hierzu liegt bislang kein Gesetzentwurf 
vor. 
 
 
 
 
Teil IV: Sonstiges 
 
 
1) Kostenwirkung des HZG 

 
Der Entwurf geht von einer kostenneutralen Umsetzung des Hochschulzukunftsgesetzes aus. Die-
se Annahme verwundert. Für die Hochschulen konstituiert das HZG zusätzliche administrative 
Belastungen. Hiermit, aber auch mit der angestrebten Stärkung des hochschulinternen Partizipa-
tionsniveaus sind zwangsläufig Mehraufwendungen verbunden. In der Hochschulvereinbarung 
NRW 2015 verpflichtet sich das Land zur Bereitstellung einer auskömmlichen Hochschulfinanzie-
rung. Nimmt man diese Verpflichtung ernst, müsste eine Kompensation zusätzlicher Kosten aus 
dem Landeshaushalt erfolgen.  
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2) Drittmittelforschung 
 
In den Ziel- und Leistungsvereinbarungen erwartet das Land ausdrücklich eine Erhöhung der 
Drittmitteleinwerbung. Bei Industriekooperationen verlangen die beteiligten Unternehmen oftmals 
ein hohes Maß an Verschwiegenheit. Dies wird in entsprechenden Geheimhaltungsvereinbarun-
gen bislang auch vertraglich zugesichert. Unter den Bedingungen § 71a HZG könnten auch Kon-
kurrenten dieser Betriebe Informationen über Zielrichtung, Umfang und Ausrichtung des For-
schungsvorhabens in  Erfahrung bringen und ihre eigenen Marktstrategie entsprechend anpassen. 
Um erfolgreiche, im Landesinteresse liegende Industriekooperationen nicht zu gefährden sollte 
eine Balance zwischen Transparenzpflicht, Überprüfbarkeit der Hochschulforschung sowie 
schutzwürdigen Interessen gefunden werden. 
 
 
 
3) Hochschulkooperationen 
 
In den vergangenen Jahren sind etliche Kooperationen im wissenschaftlichen, administrativen oder 
technisch-infrastrukturellen Bereich zwischen Hochschulen entstanden. Diese belegen eindrucks-
voll, dass Koordination im Wissenschaftssystem nicht ausschließlich vielfach propagierter Wettbe-
werbslogiken folgt. Die Erweiterung der hochschulrechtlichen Basis für solche Kooperationsbezie-
hungen im § 77 HZG ist zu begrüßen. Hinsichtlich des Betriebs von Informationsinfrastrukturen 
sollte jedoch der Vorschlag nach Normierung eines „akademischen Zweckverbands“  aufgegriffen 
werden. 
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Anlage: Stellungnahme vom 15.11.2013 
 
 
 
 

Monokratische Hochschulleitungsstrukturen widersprechen partizipationsorientierter 
Hochschulsteuerung 

Stellungnahme zum Entwurf des Hochschulzukunftsgesetzes 
 
 
Der vom Wissenschaftsministerium vorgelegte Gesetzentwurf (Fassung vom 12.11.2013) sieht 
bedenkliche Vorgaben für die zukünftige Gestaltung von Hochschulleitungsstrukturen vor. Über die 
Neuregelungen der §§ 17 Abs. 1 und 25 Abs. 2 HZG erfolgt eine Konzentration von Entschei-
dungsbefugnissen auf die Person der Präsidentin bzw. des Präsidenten oder die Rektorin bzw. des 
Rektors. Das bisherige Kollegialprinzip wird massiv geschwächt. Wertvolle Impulse für die Hoch-
schulentwicklung dürften hiervon nicht ausgehen. Ob unter den neuen Bedingungen das gleiche 
Maß an professioneller Aufgabenwahrnehmung gesichert bleibt, darf ernsthaft bezweifelt werden. 
Keineswegs wird Funktionalität der Hochschulleitung gestärkt, anders als die Begründung des Ge-
setzentwurfs vorgibt. Als Kollegialorgan wird das Gremium spürbar geschwächt.   
 
Die genannten Regelungen des Referentenentwurfs widersprechen der bislang propagierten Ziel-
richtung der Gesetzesnovellierung vollständig. Im aktuellen Koalitionsvertrag heißt es: „Wir wollen 
das Hochschulgesetz novellieren. Ziel ist die Stärkung der gesellschaftlichen Verantwortung und 
der demokratischen Mitbestimmung sowohl im Verhältnis zwischen Land und Hochschulen, als 
auch innerhalb der Hochschule“. Wie ließe sich mit diesen Grundsätzen eine Konzentration von 
Entscheidungsbefugnissen auf eine Person vereinbaren? Durch die Schwächung des Kollegial-
prinzips sinkt die Notwendigkeit, Maßnahmen  zu reflektieren oder zu begründen. Die Beteiligung 
an zentralen Personalentscheidungen wird unnötig eingeschränkt. 
 
Im Anfang 2011 begonnenen Dialogprozess wurde zu keinem Zeitpunkt vom Ministerium die Not-
wendigkeit einer Stärkung der Rektorinnen und Rektoren auch nur erwähnt. Neuregelungsbedarf 
kam weder in dem zu Beginn gestellten Fragenkatalog, noch in den folgenden Expertenrunden, in 
dem 2012 veröffentlichten Eckpunktepapier oder im vergangenen Juni im Werkstattgespräch zur 
Sprache. Ebenso haben die Kanzlerinnen und Kanzler keine entsprechenden Forderungen aus 
dem Parlament vernommen. Woher stammt nach fast dreijähriger Diskussion plötzlich die Er-
kenntnis, dass Rektorinnen und Rektoren  zukünftig eine nahezu monarchisch anmutende Stellung 
genießen müssen? 
 
 
 
A) Wahl der Kanzlerin bzw. des Kanzlers (§ 17 Abs. 1 HZG)  

 
Für die (Wieder-)Wahl der Kanzlerin bzw. des Kanzlers soll die Rektorin bzw. Rektor ein Vor-
schlagsrecht erhalten. Dieses soll damit nicht nur für die (Wieder-)Wahl, sondern bereits für die 
Kandidatur konstitutiv wirken. D.h. die Rektorin bzw. der Rektor besäße die Macht, die Wahl bzw. 
Wiederwahl einer Kandidatin bzw. eines Kandidaten zu verhindern. Damit besteht die Gefahr, dass 
die Entscheidung nach sachfremden, an persönlichen Befindlichkeiten orientierten Aspekten ge-
troffen wird. 
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Ein solches Verfahren widerspricht beamtenrechtlichen Grundsätzen. Nach Art. 33 Abs. 2 GG sind 
allein Eignung, Befähigung und fachliche Leistung als Voraussetzung für den Zugang zu öffentli-
chen Ämtern vorgesehen. Über Eignung, Befähigung und fachliche Leistung soll aber zukünftig 
eigentlich eine Hochschulwahlversammlung befinden, die sich paritätisch aus Senats- und Hoch-
schulratsmitgliedern zusammensetzt (vgl. § 17 Abs. 1 HZG in Verbindung mit § 22a HZG).  Mit der 
Schaffung eines solchen Gremiums wird angestrebt,  Partizipation bei zentralen Personalentschei-
dungen zu stärken. Das wäre sachgerecht und daher zu unterstützen.  Faktisch kann die Hoch-
schulwahlversammlung aber nur den Vorschlag der Rektorin bzw. des Rektors bestätigen. Das 
eigentlich mit der Schaffung dieses Gremiums verfolgte Ziel einer demokratisch getragenen Per-
sonalauswahl wird verhindert.  
 
Selbst eine bewährte Kanzlerin oder ein bewährter Kanzler riskiert ihre/seine Wiederwahl, wenn er 
im Einzelfall Positionen der Rektorin bzw. Rektors nicht mitträgt. Wie Beispiele aus anderen Bun-
desländern zeigen, sind dies keine fiktiven Bedenken. Durch eine kritische Begleitung einzelner 
Sachfragen konnte aber in der Vergangenheit vielerorts Schaden von der jeweiligen Hochschule 
abgewendet werden.   
 
Möchte man tatsächlich ein Vorschlagsrecht gewähren, dann müsste selbiges konsequenterweise 
der bzw. dem Dienstvorgesetzten obliegen. Dienstvorgesetzte des hauptamtlichen Hochschullei-
tungspersonals soll gem. § 18 Abs. 3 HZG zukünftig die Wissenschaftsministerin sein. 
 
 
 
B) Leitung der Hochschulverwaltung (§ 25 Abs. 2 HZG) 
 
Der Referentenentwurf sieht weiter vor, dass die Kanzlerin bzw. der Kanzler zukünftig „die Rechts- 
und Verwaltungsangelegenheiten nach den Richtlinien und im Auftrag der Präsidentin und des 
Präsidenten“ erledigt. Dieser Zusatz bedeutet eine fachliche Unterstellung. Direkte Anweisungen in 
allen Verwaltungsfragen werden damit möglich.  
 
Beratungen im Rektorat werden dann zwangsläufig nicht mehr auf Augenhöhe stattfinden. Selbst 
bei komplexen Problemstellungen dominiert die Sichtweise einer Einzelperson. Das kann der Ent-
wicklung der Hochschule kaum zuträglich sein. Bei ihrer internen Entscheidungsfindung haben 
Hochschulleitungen aber stets verschiedene Perspektiven in den Blick zu nehmen – vornehmlich 
akademisch-wissenschaftliche, wissenschaftsethische gesamtgesellschaftliche, aber auch admi-
nistrative, rechtliche, haushaltstechnische etc. Diese unterschiedlichen Betrachtungsweisen gilt es, 
in kollegialer Atmosphäre gegeneinander abzuwägen um zu sachgerechten Beschlüssen zu kom-
men. Dabei hat sich das Rektorat als Gremium bewährt, welches einen inhaltlichen Diskurs um die 
bestmöglichen Entscheidungen über die Entwicklung der Hochschule führt. Ohne Grund sollte man 
dieses Erfolgsmodell in NRW nicht aufgeben. 
 
Nach § 19 Abs. 2 HG kann die Kanzlerin bzw. der Kanzler – diese Funktionsbezeichnung sollte 
den Begriff „Vizepräsident für Wirtschafts- und Personalverwaltung“  wieder vollständig ersetzen – 
in Fragen der Wirtschaftsführung Entscheidungen des Rektorats mit aufschiebender Wirkung wi-
dersprechen. Dieses vom Gesetzgeber mit Blick auf eine ordnungsgemäße Mittelbewirtschaftung 
bewusst gesetzte Vetorecht kann bei Weisungsabhängigkeit nicht wirksam ausgeübt werden. Hier 
besteht ein massiver Widerspruch. Zudem riskiert eine Kanzlerin bzw. ein Kanzler bei Anwendung 
dieses Rechts seine Wiederwahl. Gerade hieraus ergeben sich erhebliche Risiken. Daran kann 
das Land kein Interesse haben. Sollte man diesen Weg tatsächlich trotzdem gehen, muss das ge-
samte Haftungsrisiko konsequent beim Rektor bzw. der Rektorin liegen. 
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Faktisch könnten die Rektorinnen und  Rektoren unter der neuen Regelung die Leitung der Hoch-
schulverwaltung an sich ziehen. Sie rekrutieren sich aber i.d.R. aus dem Kreis der Hochschulleh-
renden. In wissenschaftlich-akademischen Fragen besitzen sie ein hohes Maß an Kompetenz. Die 
in der Gesetzesbegründung geforderte Funktionalität der Hochschulleitung erfordert aber auch  
professionelle Verwaltungs- und Führungskompetenz. Gerade diese garantieren Rektorinnen und 
Rektoren aufgrund ihrer wissenschaftlich geprägten Karrieren nicht. Faktisch überträgt man durch 
die vorgesehene Neuregelung vielerorts zentrale Verantwortung an Personen ohne einschlägige 
Verwaltungserfahrung.  
 
Bundesweit ist der Autonomiestatus nordrhein-westfälischer Hochschulen einmalig. Damit geht 
eine höhere administrative Verantwortung einher, die nicht durch fachaufsichtliche Weisungen des 
Ministeriums eingeschränkt wird. Dies verlangt zwangsläufig die Einbindung administrativer Sach-
kompetenz auf Augenhöhe innerhalb der Hochschulleitung. Entsprechende Expertise bringen 
Kanzlerinnen und Kanzler in das Rektorat ein. Bereits vor Amtsantritt  verfügen sie regelmäßig 
über langjährige Führungserfahrung in der Hochschul-, teilweise auch zusätzlich in der Landes- 
oder der Kommunalverwaltung. Ihre Qualifikations- und Karrierewege unterscheiden sich grund-
sätzlich von denen der übrigen Rektoratsmitglieder. In ihrem Verantwortungsbereich haben sie 
sich stets als kompetente Ansprechpartner für Prüf- und Aufsichtsbehörden wie den Landesrech-
nungshof oder das Wissenschaftsministerium und zugleich als sachkundige Vertreter der Interes-
sen ihrer Hochschulen bewiesen. Aufgrund ihrer Erfahrung in dienst- und tarifrechtlichen Fragen 
sowie der Stellenbewirtschaftung vertreten Kanzlerinnen und Kanzler auch die Hochschulen im 
Arbeitgeberverband des Landes (AdL) und stellen hochschulintern Personalentwicklungen und 
tarifgerechte Beschäftigungsverhältnisse sicher. Die Entwicklung professioneller Führungsinstru-
mente für alle Beschäftigten, auch im Sinne des Kodex guter Arbeit wird maßgeblich von den 
Kanzlerinnen und Kanzlern initiiert und getragen. Auch die Verantwortung der Hochschulleitung für 
Arbeitsschutz- und Arbeitssicherheitsfragen sowie die Bedeutung eines ganzheitlichen Gesund-
heitsmanagements für Beschäftige und Studierende werden vorrangig von Kanzlerinnen und 
Kanzlern nachhaltig wahrgenommen.  
 
Im vorgenannten Sinne verantworten die Kanzlerinnen und Kanzler bisher Leistungsfähigkeit und 
zugleich Ordnungsmäßigkeit der Hochschulverwaltung. Dies zeigt sich beispielsweise bei der Be-
wältigung des doppelten Abiturjahrgangs, der zielgerichteten und rechtssicheren Aufgabenerledi-
gung bei stark gewachsenem Aufgabenspektrum (Umstellung der Rechnungslegung, Umsetzung 
des EU-Gemeinschaftsrahmens für staatliche Beihilfen für Forschung, Entwicklung und Innovation, 
Erfüllung steuer- oder vergaberechtlicher Anforderungen etc.). Im Auftragsverhältnis, so wie im 
Entwurf des Hochschulzukunftsgesetz angelegt, liegt diese Verantwortung nicht mehr abschlie-
ßend bei der Kanzlerin oder dem Kanzler, sondern ausschließlich bei den weisungsbefugten und   
-verpflichteten Rektorinnen und Rektoren. 
 
Gerade auch in der Verantwortung der Kanzlerinnen und Kanzler wurden die Reformen und Ver-
änderungsprozesse der vergangenen Jahre  erfolgreich umgesetzt. Handlungsbedarf besteht hier 
nicht. Hingegen gab es in den 70er Jahren, als zunächst noch die Rektorinnen und Rektoren für 
die Verwaltungsführung verantwortlich waren, erhebliche Probleme. Daher hat der Landesgesetz-
geber im Jahr 1979 bewusst die Position und den Verantwortungsbereich der Kanzlerinnen und 
Kanzler gestärkt. Die Lehren der Vergangenheit verkennt der vorliegende Gesetzentwurf vollkom-
men.  
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C) Zweifel an der Verfassungskonformität des Zeitbeamtenverhältnisses unter den Bedin-
gungen des Referentenentwurfs 

 
Gem. § 20 Abs. 1 HG werden Kanzlerinnen und Kanzler in ein Beamtenverhältnis auf Zeit berufen 
oder in einem befristeten privatrechtlichen Dienstverhältnis beschäftigt. Diese Regelung soll fort-
gelten. Unter den neuen Bedingungen  lässt sich die Abweichung vom Lebenszeitprinzip als her-
gebrachtem Grundsatz des Berufsbeamtentums nicht mehr verfassungskonform begründen, wenn 
man zukünftig bei der Wahl von der Rektorin bzw. des Rektors abhängig sein und ihr/ihm gegen-
über weisungsgebunden agieren soll. Daher behalten sich die Kanzlerinnen und Kanzler entspre-
chende Klagemöglichkeiten ausdrücklich vor, sollte das Hochschulzukunftsgesetz tatsächlich in 
der vorliegenden Fassung in Kraft treten. 
 
 
 
D) Fakultative Vorgaben des § 15 Abs. 2 HG 
 
Bereits heute sind die Erfahrungen fakultativen Vorgaben des § 15 Abs. 2 HG eher ernüchternd. 
Diese sieht der Entwurf des Hochschulzukunftsgesetzes jedoch weithin vor. Beschlüsse der Hoch-
schulleitung allein an die Stimme der Rektorin des Rektors zu knüpfen, sind kein Ausdruck demo-
kratisch geprägter, partizipationsorientierter Governance-Strukturen. Auch der Zergliederung von 
Hochschulverwaltungen durch das an einigen Hochschulen umgesetzte Ressortprinzip sollte Ge-
setzgeber entgegenwirken. Dies würde nicht nur Interessen der Führungsebene der Verwaltung, 
sondern vor allem dem Großteil der Beschäftigten in Technik und Verwaltung insgesamt entspre-
chen. 
 
 
 
 
 
 
 
 


